




Rede Martin Hess am 27.05.19 in Koblenz von Ksenia Stähle

Erhard Bellermann, ein deutscher Ingenieur und Dichter, soll 
einmal gesagt haben: „Statistisch gesehen läßt sich alles verdre-
hen.“ Dieses Zitat trifft den Vortrag des AfD Bundestagsabgeord-
neten, Martin Hess am Besten. 
Bereits am Anfang seiner Rede wirft Hess den Gegendemonstranten 
das Verhalten von Nationalsozialisten vor. Dabei wird deutlich, dass 
er nicht argumentativ überzeugen will, sondern alle Menschen mit 
einer anderen Meinung einfach diffamiert. 
Schon am Anfang vertritt Hess die Überzeugung, dass man ein Land 
mit Migration vernichten kann, ein stichhaltiges Argument für die-
se Aussage kann er allerdings nicht vorweisen. Außerdem sieht er 
überall Krisen: auf dem Wohnungsmarkt, Arbeitsmarkt, im Bereich 
der sozialen Sicherungssysteme und der Inneren Sicherheit. Erneut 
liefert er hierfür keine Belege. Tatsächlich gibt es derzeit mehrere De-
batten um die Notwendigkeit von günstigem Wohnraum, sowie der 
Neuausrichtung des Sozialstaates angesichts der alternden Gesell-
schaft. Dennoch kann keine der beiden Themen als Krise bezeichnet 
werden. Ebenfalls kann bei einer Arbeitslosenquote von 4,9% nicht 
von einer Krise des Arbeitsmarktes gesprochen werden. Deutsch-
land ist derzeit eines der sichersten Länder der Welt, allenfalls die 
Cybersicherheit bedarf einer Modernisierung – die Aussage von Hess 
entspricht auch in diesem Punkt nicht der Wahrheit. Somit versucht 
Hess seine Zuhörer*innen durch die Erzeugung von Existenzängsten 
zu manipulieren.
Wie ein billiger Abklatsch von Oswald Sprengler, spricht Hess von der 
Bedrohung der deutschen Kultur und Identität durch die Einwande-
rung von „Kulturfremden“ und den Aufbau von Parallelgesellschaf-
ten. Er suggeriert dem Publikum, dass jetzt die Zeit zu handeln sei, da 
sonst der Punkt erreicht wäre, an welchem eine Umkehr nicht mög-
lich sei. 
Sein nationalstaatliches Denken wird besonders bei dem Thema Mig-
ration deutlich. Das globale Phänomen der Ein- bzw. Auswanderung 
reduziert Hess auf die nationale Migrationspolitik, die er schlichtweg 
für irrsinnig erklärt. Über diesen Umweg gelangt Hess zu seinem Bild 
eines Asylsuchenden. Für Hess gibt es keine Flüchtlinge, sondern aus-
schließlich illegale Armutsmigranten. Hess betont, dass es sich um 
junge, kräftige Männer handelt, die durch ausreichende Geldmittel 
nach Deutschland kommen, um im Land „mit den höchsten Sozial-
leistungen“ ein parasitäres Dasein zu führen (das Wort „Parasit“ fällt 
zwar nicht, dennoch spricht Hess an mehreren Stellen von einer 
Ausnutzung der Sozialsysteme). Erneut sind diese Aussagen nicht 
korrekt. Erstens gibt es im europäischen Vergleich Länder, wie z.B. 
Schweden, wo Asylsuchende weitaus höhere Leistungen erhalten als 
in Deutschland. Zweitens widersprechen die Zahlen des BAMF dem 
Bild eines ausschließlich männlichen Einwanderers:  

• Im Jahr 2017 waren 75,2 % der einen Asylerstantrag stellenden 
Personen jünger als 30 Jahre. 60,5 % aller Antragstellenden waren 
männlich.
• Im Jahr 2018 waren 74,1 % der einen Asylerstantrag stellenden 
Personen jünger als 30 Jahre. 56,7 % aller Erstantragstellenden wa-
ren männlich.
• Im Zeitraum Januar bis April 2019 waren 73,5 % der einen Asyl-
erstantrag stellenden Personen jünger als 30 Jahre, 47,6 % waren 
minderjährig, 57,7 % aller Erstantragstellenden waren männlich.

Hess, der sich für eine absolute Schließung der Grenzen ausspricht, 
verhöhnt die Toten im Mittelmeer, indem er die Verantwortung für 
sie den regierenden Parteien zuschiebt. In einer anmaßenden Ver-
kennung des Lebens in einem Flüchtlingslager, schlägt Hess vor, das 
Geld nur den Lagern, statt den Leuten vor Ort zu geben. 
Ganz nach dem Prinzip, Angriff ist die beste Verteidigung, greift Hess 
die Kirchen an, indem er ihnen den Verrat und Verkauf der Religion 
vorwirft. Grund für diesen Vorwurf ist die vermeintlich freiwillige Ab-
gabe des Kreuzes auf dem Tempelberg. Der einzige Vorfall, welcher 
mit diesem Vorwurf in Verbindung gebracht werden kann, ist der 
Jerusalembesuch vom EKD-Ratsvorsitzenden Bedford-Strohm und 
Kardinal Marx im Jahr 2016 (!!!). Angesichts der damals herrschen-
den, angespannten, politischen Lage und aus Respekt vor den beiden 
anderen Weltreligionen haben beide Würdenträger beim Besuch der 
Al-Aksa-Moschee und der Klagemauer zwar den Lutherrock bzw. das 
Kardinalsgewand getragen, auf das Tragen der Amtskreuze allerdings 
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verzichtet. Weshalb Hess einen Vorfall von vor drei Jahren in seine 
Rede einbaut, ist unklar.

Alles, was Hess Aussagen widerspricht, stempelt er als Fake News ab, 
so auch die öffentlichen Medien. In seiner Bundestagsrede am 3. Ap-
ril 2019 sagte Hess, dass die Polizeiliche Kriminalstatistik des Bundes 
(PKS) nicht die Sicherheitslage Deutschlands abbilden würde1.  Im ek-
latanten Widerspruch hierzu nutzt er die Zahlen ebendieser Statistik, 
um das Publikum davon zu überzeugen, dass Deutschland seit 2015 
unsicher wurde.

Konkret vergleicht Hess die Kriminalstatistiken der Jahre 2014 und 
2018. Das ist insofern problematisch, weil 2014 nur zwischen deut-
schen bzw. nichtdeutschen Tätern unterschieden wurde. Erst 2015 
wurden „Zuwanderer“ als eine Kategorie eingeführt. Außerdem ver-
schweigt Hess wichtige Informationen, um einen dramatischen Ge-
waltanstieg durch Migranten zu inszenieren. So spricht er über einen 
Anstieg der Gewaltkriminalität von 180.955 Fällen im Jahr 2014 auf 
185.377 Fälle im Jahr 2018. Diese Zahlen werden auch in der Statis-
tik genannt, allerdings verschweigt Hess, dass die meisten Gewalt-
verbrechen von deutschen Staatsbürgern verübt wurden und die 
Kategorie „Nichtdeutsche Tatverdächtige“ alle Verdächtigen meint, 
die keine deutsche Staatsangehörigkeit haben, dazu zählen Durch-
reisende und Touristen also auch. 

Ein beliebtes Steckenpferd der AfD ist das Klischee des vergewalti-
genden Asylanten, das Martin Hess ebenfalls in seiner Rede bemüht, 
indem er skandiert, dass die Anzahl der Vergewaltigungen seit 2015 
zugenommen habe. In der Tat hat sich diesen zwischen 2014 und 
2018 von 7.345 Fällen auf 9.234 Fälle erhöht. Was Hess nicht sagt, ist 
dass es 2018 weniger Fälle als 2017 (11.282) gab und dass die meis-
ten Tatverdächtigen die deutsche Staatsbürgerschaft hatten. Dieser 
Punkt ist besonders widerwärtig, denn jeder Eingriff gegen die se-
xuelle Selbstbestimmung stellt für die Opfer ein furchtbares Erlebnis 
dar, ganz gleiche welche Papiere oder Staatsbürgerschaft der Tatver-
dächtige hat.

In einem weiteren Schritt rechnet Hess alle Straftaten, die von 2015 
bis 2019 von Zuwanderern begangen wurden und kommt auf die 
monströse Zahl von 1 085 647 Fällen. Würde man genauso mit Straf-
taten deutscher Tatverdächtiger verfahren, wäre diese Zahl um ein 
Mehrfaches höher. Außerdem verschweigt er, dass ein Großteil die-
ser Delikte die unerlaubte Einreise und Erschleichen eines Aufent-
haltstitels darstellen. 
Ferner spricht Hess von einem Anstieg tatverdächtiger Zuwanderer. 
Betrachtet man den Verlauf der Jahre 2015 (als Zuwanderer als eige-
ne Kategorie auftauchten) bis 2018, so zeigt sich, dass es nicht einen 
Anstieg, sondern eine Abnahme tatverdächtiger Zuwanderer gab. 
Und erst recht keinen Anstieg um 5.4% 

An diesem Punkt hat es mir auch gereicht. Martin Hess möchte sein 
Publikum in einen Zustand der Verunsicherung und Angst hinein-
manövrieren um ihnen dann angesichts komplexer Sachverhalte wie 
Klimawandel, Migration und Demographie vermeintlich einfache Lö-
sungen anzubieten. Das hatten wir schon mal ….
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Thema „Pflege“ im Landtag und in Koblenz

In der Juni-Sitzung, der letzten Plenarsitzung vor der Som-
merpause, haben wir uns viel mit ärztlicher Versorgung und 
Pflege beschäftigt. In einer aktuellen Stunde haben wir über 
das neue Pilotprojekt der Landesregierung zur Telemedizin 
debattiert, das in vier Regionen von Rheinland-Pfalz, und 
zwar in Betzdorf, Daun, Alzey und Bad Bergzabern, erprobt 
werden soll. Dabei geht es darum, dass Ärztinnen und Ärzte 
durch Hausbesuche von einer Telemedizin-Assistenz (TMA) 
entlastet werden sollen. Die TMA führt bei ihren Hausbesu-
chen eine telemedizinische Ausstattung mit, die bestimmte 
Daten erfassen kann, welche zusammen mit Fotos in die Pra-
xis übermittelt und dann von Arzt oder Ärztin bewertet wer-
den können. Projektpartner sind der Hausärzteverband RLP, 
die Kassenärztliche Vereinigung, die Landesärztekammer, die 
gesetzlichen Krankenkassen und die Arbeitsgemeinschaft der 
Patientenorganisationen. Das Pilotprojekt soll über 24 Mona-
te laufen und wird anschließend ausgewertet.
Außerdem haben wir über einen Antrag mit der Überschrift 
„Gute Pflege in Rheinland-Pfalz - gemeinsam die Zukunft ge-
stalten“ gesprochen. Dass das Thema Pflege immer wichtiger 
wird, hat auch eine Veranstaltung der fünf Arbeitsgemein-
schaften der Koblenzer SPD (Jusos, 60+, ASF, AfA und Migra-
tion & Vielfalt) im Mai gezeigt. In dem genannten Antrag geht 
es um die „Fachkräfte- und Qualifizierungsinitiative 2.0“ des 
Ministeriums für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demogra-
phie. In 22 Teilhandlungsfeldern wurden darin 85 Einzelmaß-

nahmen vereinbart, die es nun umzusetzen gilt. Dazu gehört 
z.B. die Besetzung der zahlenmäßig deutlich erhöhten Ausbil-
dungsplätze, eine verbesserte Berufsausbildung, gleichwerti-
ge Bezahlung für gleichwertige Tätigkeiten und - sehr wichtig- 
einen verbesserten Personalschlüssel in den vollstationären 
Einrichtungen. Bis Ende 2020 soll auf Bundesebene ein wis-
senschaftlich fundiertes Verfahren zur einheitlichen Bemes-
sung des Personalbedarfs in Pflegeeinrichtungen entwickelt 
werden. Im Anschluss muss dieses Bemessungskonzept kon-
sequent auf Landesebene umgesetzt werden.
Um herauszufinden, wie die Situation in Koblenz aussieht, 
werde ich Anfang Juli eine dreitägige Wahlkreisreise unter der 
Überschrift „Koblenz aus der Sicht der Pflege“ unternehmen 
und dabei folgende Einrichtungen besuchen:

1. Seniorenresidenz Moseltal
2. Domizil Laubenhof
3. Essen auf Rädern (Caritas Koblenz)
4. Seniorenresidenz AWO Laubach
5. Pflegedienst Vitamobil
6. DRK-Beratungsstelle Ehrenamt im Vor- und Umfeld der Pflege
7. Pflegedienst ZA GmbH

Über die Ergebnisse und Ergebnisse berichte ich im nächs-
ten Newsletter.

Mit der Ministerin für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demographie, Sabine Bätzing-Lichtenthäler, 

und ihrem Staatssekretär, Alexander Wilhelm, im Landtag

5

NEUES AUS DEM LANDTAG


